






Steuern für die Armee

93

1934, zwei Jahre nach dem Ende der Kriegssteuer, 
wieder eine direkte Steuer ein: die «Krisenabgabe». 
Sie belastet Vermögen und Kapitalerträge stärker 
als zuvor die Kriegssteuer. Zudem fliessen Einspa­
rungen im ordentlichen Haushalt in ausserordent­
liche Massnahmen. So kann der Bund über 700 
Millionen Franken für die Arbeitslosenversiche­
rung, die Arbeitsbeschaffung und für Wirtschafts­
hilfen einsetzen. Und so wird auch der Anteil der 
Sozialausgaben am Bundeshaushalt deutlich 
wachsen, von unter 1 Prozent vor dem Krieg auf 
10,1 Prozent im Jahr 1938 (Grafik auf Seite 92).

Derweil wird die Modernisierung der Armee 
vertagt, jedenfalls fürs Erste. In seinem Bericht 
über den Aktivdienst 1914/18 hat General Ulrich 
Wille neue Truppengattungen, wie sie sich in 
Nachbarländern bewährt haben, für unabdingbar 
erklärt: Maschinengewehrformationen, verstärkte 
Artillerie, eine Fliegerabteilung und einen «Auto­
mobildienst». Zudem hat er, wie schon sein Vor­
gänger Herzog, eine längere und gründlichere 
Ausbildung verlangt. Doch wie überall in Europa 
ist auch in der Schweiz die Nachkriegszeit von der 
Sehnsucht nach Frieden geprägt, die Bereitschaft 
zu höheren Militärkrediten schwindet rasch. Die 
Schweizer Armee kommt über die Anschaffung 
leichter Maschinengewehre nicht hinaus, und sie 
fällt international erneut zurück.

Aufrüstung wird erst wieder ein Thema, als 
sich die internationale Lage verschärft, mit dem 
Aufstieg des Nationalsozialismus ab 1933 und dem 
Angriff des faschistischen Italien auf Äthiopien 
1935 (NZZ Geschichte Nr. 61, Dezember 2025). Im 
Herbst 1936 setzt der Bundesrat die «Wehranleihe» 
auf, um das Geld für ein ausserordentliches Armee­
programm zu beschaffen. Von einer aufwendigen 
Werbekampagne begleitet, werden innerhalb eines 
knappen Monats Kreditpapiere im Gesamtwert von 
335 Millionen Franken gezeichnet – 100 Millionen 
mehr als nötig. Mittlerweile hat auch die SP ihren 
prinzipiellen Widerstand gegen die militärische 
Landesverteidigung aufgegeben. Und im Rahmen 
einer Politik der Verständigung zwischen den 
Sozialdemokraten und den Bürgerlichen wird die 
Aufrüstung mit Arbeitsbeschaffungsmassnahmen 
verknüpft. Trotzdem ist die Armee kaum einsatz­
bereit, als der Zweite Weltkrieg 1939 ausbricht. Die 

Reform von Organisation und Ausbildung, etwa 
mit der Verlängerung der Rekruten- und der Kader­
schulen, ist erst im Jahr zuvor angelaufen. Und die 
eilig in grosser Zahl bestellten Waffen sind erst 
teilweise oder noch nicht geliefert. So müssen Feld­
kanonen mit Jahrgang 1879 mobilisiert werden.

Anders als im Ersten Weltkrieg ist der Bundes­
rat nun aber zu massiven Investitionen bereit. 
Während des Kriegs belaufen sich die Armeeaus­
gaben auf 2,5 Milliarden Franken, was heute in­
flationsbereinigt über 18 Milliarden entspräche. 
Ein Grossteil davon wird für das gewaltige Bau­
programm des Reduits aufgewendet: Am Alpen­
nordhang entsteht ein «Feuervorhang» aus Fes­
tungswerken, die mit Artilleriegeschützen, Pan­
zerabwehrwaffen und Maschinengewehren be­
stückt werden. Zudem werden im Alpenraum 
sechzehn Flugplätze angelegt. Und auch die Luft­
waffe wird mitten im Krieg massiv verstärkt – mit 
379 Flugzeugen für 257 Millionen Franken.

Auch finanzpolitisch reagiert der Bundesrat 
nun schneller. Dazu greift er auf die Vollmachten 
zurück, die ihm das Parlament bei Kriegsausbruch 
übertragen hat (NZZ Geschichte Nr. 28, Mai 2020). 
So lässt er 1940 auf die Krisenabgabe eine Wehr­
steuer folgen. Hinzu kommen eine Kriegsgewinn­
steuer sowie eine Vermögensabgabe, Wehropfer 
genannt. Und damit nicht genug. 1941 folgen der 
Auswandererwehrbeitrag (eine Vermögenssteuer 
für Bürger, die das Land im Krieg verlassen) und 
die Warenumsatzsteuer (die spätere Mehrwert­
steuer). 1942 wird ferner eine Luxussteuer auf aus­
gewählte Waren eingeführt, 1944 die Verrech­
nungssteuer, eine Abgabe auf Kapitalerträge. Und 
1945 bis 1947 wird das Wehropfer wiederholt.

Die Einnahmen aus all diesen Steuern, die der 
Bund direkt oder indirekt erhebt, können jedoch 
nicht verhindern, dass die Defizite im Zweiten 
Weltkrieg doppelt so hoch ausfallen wie im Ersten. 
Sie betragen nun durchschnittlich 7,2 Prozent des 
BIP. Und auch die Verschuldung erreicht diesmal 
von Beginn an neue Rekorde: Zwischen 1939 und 
1945 steigt sie von 30 auf 65 Prozent des BIP.

Hätte es geholfen? Laut dem Militärhistoriker 
Rudolf Jaun kam das Reduit zu spät: Als die Gefahr 
einer deutschen Invasion im Sommer 1940 ihren 
Höhepunkt erreicht, sind grosse Teile der Befes­D
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